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Ä-<- Verwaltungsvorschrift des Justizministeriums über Zusatzbestimmun-
gen zur Gerichtsvollzieherordnung (VwV GVO);
hier: Überarbeitung der Regelungen

Schreiben vom 27. Mai 2019

Anlage:
Verwaltungsvorschrift

Für die Stellungnahmen zu unserem Regelungsvorschlag danken wir.

Die Änderung wird durch Verwaltungsvorschrift vom 26. Juli 2019 mit Wirkung

vom 1. September 2019 in Kraft gesetzt.

Die Verwaltungsvorschrift wird in unserem Amtsblatt „Die Justiz" veröffentlicht

werden.

gez. Dr. Linkenheil
Ministerialdirigentin
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Verwaltungsvorschrift des Justizministeriums zur Änderung der

Verwaltungsvorschrift über Zusatzbestimmungen zur Gerichtsvollzie-

herordnung

Vom 26. Juli 2019-Az.: 2342/0354-

Bezug: Verwaltungsvorschrift des Justizministeriums über Zusatzbestim-

mungen zur Gerichtsvollzieherordnung vom 17. April 2015 - Az.:

2342/0354 (Die Justiz S. 105), die zuletzt durch Verwaltungsvor-

schrift vom 6. Februar 2017 (Die Justiz S. 108) geändert worden

ist

Die im Bezug genannte Verwaltungsvorschrift wird wie folgt geändert:

1. Nach Nummer 1 wird folgende Nummer 2 eingefügt:

„2 Schriftverkehr

Abweichend von § 37 GVO führt die Gerichtsvollzieherin oder der

Gerichtsvollzieher den Schriftverkehr und elektronischen Rechts-

verkehr unter der Funktionsbezeichnung „Gerichtsvollzieherin" o-

der „Gerichtsvollzieher". § 56 Absatz 2 des Landesbeamtengeset-

zes bleibt unberührt."

2. Die Nummern 2 bis 9 werden Nummern 3 bis 10.

3. Die neue Nummer 5 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 5.1.2 wird gestrichen.

b) Nummern 5.1.3 bis 5.1.5 werden Nummern 5.1.2 bis 5.1.4.



-2-

c) In der neuen Nummer 5.1.2 wird die Angabe „Nummer 5.1.4" durch

die Angabe „Nummer 6.1.5" ersetzt.

d) Der neuen Nummer 5.1.3 wird folgender Satz angefügt:

„Die Prüfung der Software ist jährlich durchzuführen, so dass die

Voraussetzungen für ein Genehmigungs- oder Zulassungsverfah-

ren geschaffen werden."

4. Die neue Nummer 6 wird wie folgt geändert:

a) Nach Nummer 6.1.1 wird folgende neue Nummer 6.1.2 eingefügt:

„6.1.2 Ergänzend zu § 52 Absatz 1 Satz 1 GVO ist für den dienstli-

chen Zahlungsverkehr ein weiteres Dienstkonto bei einem

Kreditinstitut mit Hauptniederlassung in Deutschland zuläs-

sig, das eine Niederlassung außerhalb der in § 52 Absatz 1

Satz 1 GVO genannten Bereiche haben kann. Ist ein weite-

res Dienstkonto eingerichtet, sind alle Transaktionen mit

Ausnahme der Bareinzahlungen und der erforderlichen Wei-

terleitungen auf das weitere Dienstkonto hierüber abzuwi-

ekeln."

b) Die Nummern 6.1.2 bis 6.1.7 werden Nummern 6.1.3 bis 6.1.8.

5. In Anlage 1 (zu Nummer 4.1.3) werden die Angabe „Anlage 1 (zu Num-

mer 4.1.3)" durch die Angabe „Anlage 1 (zu Nummer 5.1.2)" und die An-

gäbe „Nummer 5.1" durch die Angabe „Nummer 6.1" ersetzt.

Diese Verwaltungsvorschrift tritt am 1. September 2019 in Kraft.


